
Bessere Rechtsetzung 

P7_TA(2010)0311 

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. September 2010 zu dem Thema „Bessere 
Rechtsetzung“ – 15. Jahresbericht der Kommission gemäß Artikel 9 des Protokolls über die 

Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit (2009/2142(INI)) 

(2011/C 308 E/11) 

Das Europäische Parlament, 

— unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung ( 1 ), 

— unter Hinweis auf den Interinstitutionellen gemeinsamen Ansatz für Folgenabschätzung vom November 
2005, 

— unter Hinweis auf die Entschließung vom 9. Februar 2010 zur Rahmenvereinbarung über die Bezie­
hungen zwischen dem Parlament und der Kommission ( 2 ), 

— unter Hinweis auf die Entschließung vom 21. Oktober 2008 zur besseren Rechtsetzung 2006: Anwen­
dung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit - 14. Jahresbericht ( 3 ), 

— unter Hinweis auf die Entschließungen vom 21. Oktober 2008 und vom 24. April 2009 zu dem 24. 
bzw. dem 25. Jahresbericht der Kommission zur Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts ( 4 ), 

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission „Bessere Rechtsetzung 2007“ über die Anwendung der 
Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit gemäß Art. 9 des Protokolls (15. Bericht) 
(KOM(2008)0586), 

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission „Bessere Rechtsetzung 2008“ über die Anwendung der 
Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit gemäß Art. 9 des Protokolls (16. Bericht) 
(KOM(2009)0504), 

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission „Dritte Strategische Überlegungen zur Verbesserung 
der Rechtsetzung in der Europäischen Union“ (KOM(2009)0015), 

— unter Hinweis auf das Arbeitsdokument der Kommission „Verringerung der Verwaltungslasten in der 
Europäischen Union – Bericht über die 2008 erzielten Fortschritte und Ausblick auf das Jahr 2009“ 
(KOM(2009)0016), 

— unter Hinweis auf das Arbeitsdokument der Kommission „Dritter Fortschrittsbericht über die Strategie 
zur Vereinfachung des ordnungspolitischen Umfelds“ (KOM(2009)0017), 

— unter Hinweis auf die Mitteilung „Aktionsprogramm zur Verringerung der Verwaltungslasten in der EU – 
branchenspezifische Pläne zur Verringerung der Verwaltungslasten und Maßnahmen für das Jahr 2009“ 
(KOM(2009)0544), 

— unter Hinweis auf die internen Leitlinien der Europäischen Kommission über die Vornahme von Folgen­
abschätzungen (SEK(2009)0092), 

— unter Hinweis auf den Bericht 2008 des Rates über Folgenabschätzungen (SEK(2009)0055),
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— unter Hinweis auf den Bericht 2009 des Rates über Folgenabschätzungen (SEK(2010)1728), 

— unter Hinweis auf den Bericht der Hochrangigen Gruppe unabhängiger Interessenträger im Bereich der 
Verwaltungslasten vom 17. September 2009, 

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates zur Wettbewerbsfähigkeit vom 4. Dezember 2009, 

— unter Hinweis auf den Abschlussberichts der Arbeitgruppe Parlamentsreform 2007-2009, 

— unter Hinweis auf das Arbeitsdokument der Konferenz der Ausschussvorsitzenden der „Folgenabschät­
zung: Erfahrungen des Europäischen Parlaments“, 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission für eine Verordnung über die Bürgerinitiative 
(KOM(2010)0119), 

— unter Berücksichtigung von Artikel 48 der Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses und der Stellungnahme des Ausschusses für konstitu­
tionelle Fragen (A7-0215/2010), 

A. in der Erwägung, dass die richtige Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnis­
mäßigkeit entscheidend dafür ist, dass die Europäische Union reibungslos funktioniert, dass die Tätig­
keiten ihrer Organe den Erwartungen ihrer Bürger und Bürgerinnen, der im Binnenmarkt tätigen Un­
ternehmen und der örtlichen Regierungen entsprechen und dass sichergestellt wird, dass Entscheidungen 
möglichst bürgernah getroffen werden, 

B. in der Erwägung, dass eine bessere Rechtsetzung („better law-making“) zu einer unerlässlichen Bedingung 
für ein effektives Funktionieren der Europäischen Union geworden ist und wesentlich zur Überwindung 
der Wirtschaftskrise und zum Wirtschaftswachstum beitragen kann, 

C. in der Erwägung, dass die Problematik der besseren Rechtsetzung nicht nur im Zusammenhang mit dem 
Programm der Kommission, das die Verbesserung des ordnungspolitischen Umfelds („better regulation“) 
zum Ziel hat, sondern allgemeiner auch unter dem Aspekt des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon 
zu betrachten ist, 

D. in der Erwägung, dass das Parlament durch den Vertrag von Lissabon bei der Rechtsetzung nach dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren dem Rat gleichgestellt wurde, 

E. in der Erwägung, dass der Vertrag von Lissabon die formale Einbeziehung der nationalen Parlamente in 
die Kontrolle der Anwendung des Subsidiaritätsprinzips vorsieht, 

F. in der Erwägung, dass die bessere Rechtsetzung eine vorrangige Aufgabe für die Vorgängerkommission 
war und auch für die neue Kommission ein Grundsatzanliegen sein sollte, 

G. in der Erwägung, dass die Verbesserung des ordnungspolitischen Umfelds in der Union eine Reihe von 
Themen, wie z. B. die Folgenabschätzung, die Verringerung der Verwaltungslasten sowie die Verein­
fachung und Kodifizierung der bestehenden Rechtsvorschriften, betrifft, 

H. in Erwägung der fundamentalen Bedeutung, die den Konsultationen mit allen interessierten Kreisen und 
insbesondere mit den Sozialpartnern bei der Vorbereitung der Entwürfe von Rechtsvorschriften (ein­
schließlich Folgenabschätzungen) zukommt, 

I. in der Erwägung, dass das Parlament gemäß Artikel 225 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union (AEUV) die Möglichkeit hat, die Kommission aufzufordern, geeignete Vorschläge zu 
Fragen zu unterbreiten, die nach seiner Auffassung die Ausarbeitung eines Unionsakts zur Durchführung 
der Verträge erfordern, 

J. in Erwägung des seit 2005 durchgeführten Programms zur Verringerung der aus den Rechtsvorschriften 
der Europäischen Union erwachsenden Verwaltungslasten, die dadurch bis 2012 um 25 % vermindert 
werden sollen,

DE 20.10.2011 Amtsblatt der Europäischen Union C 308 E/67 

Donnerstag, 9. September 2010



K. in der Erwägung, dass einer der Schlüsselbereiche dieses Programms die auf das sog. Standardkosten­
modell gestützte Basisberechnung der Verwaltungskosten ist, 

L. in der Erwägung, dass die einer Vereinfachung und Vereinheitlichung des geltenden Rechts dienenden 
Techniken der Neufassung und der Kodifizierung eine größere Verständlichkeit und Kohärenz der vor­
genommenen Änderungen ermöglichen, 

M. in Erwägung der wesentlichen Bedeutung, die sich für die Richtlinien der Europäischen Union aus der 
richtigen und fristgemäßen Umsetzung seitens der Mitgliedstaaten ergibt, sowie der immer noch an­
zutreffenden Ausschmückung des Rechts („gold-plating“), in deren Rahmen Lasten eingeführt werden, die 
über die Erfordernisse des europäischen Rechts hinausgehen, 

N. in der Erwägung, dass der Vertrag von Lissabon das System der Durchführungsmaßnahmen (die Aus­
schussverfahren) durch eine neue Aufteilung in delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte 
ersetzt hat, 

O. in Erwägung der vom Vertrag von Lissabon eingeführten europäischen Bürgerinitiative als eines neuen 
Instruments, das den Bürgern und Bürgerinnen eine Einflussnahme auf das in der europäischen Union 
geschaffene Recht ermöglicht, 

P. in der Erwägung, dass die Charta der Grundrechte der Europäischen Union unter den Bürgerrechten das 
Recht auf gute Verwaltung aufführt, die nur aufgrund von transparenten und für die Bürger verständ­
lichen Rechtsvorschriften funktionieren kann, 

Grundsätzliche Bemerkungen 

1. unterstreicht, dass es von entscheidender Bedeutung ist, einfache, transparente und für die EU-Bürger 
verständliche Gesetze zu erlassen; 

2. weist darauf hin, dass die EU-Organe die Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit 
einhalten müssen, wenn sie Vorschläge ausarbeiten, und die in dem Protokoll über die Anwendung der 
Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit, das einen Anhang zum AEUV bildet, enthaltenen 
Kriterien berücksichtigen müssen; 

3. betont, dass alle Vorschläge für Rechtsakte Gründe enthalten müssen, aus denen zu schließen ist, dass 
sich das Ziel durch EU-Handeln besser erreichen lässt, die durch qualitative und möglichst auch quantitative 
Indikatoren im Einklang mit dem oben genannten Protokoll erhärtet werden; 

4. unterstützt entschieden den Prozess der Verbesserung des ordnungspolitischen Umfelds, der eine 
größere Transparenz, Effektivität und Kohärenz des Rechts der Europäischen Union verfolgt; unterstreicht 
die Schlüsselrolle der Kommission als dem Organ mit der Befugnis zu Gesetzgebungsinitiativen bei der 
Erarbeitung von hochwertigen Gesetzgebungsvorschlägen; sagt zu, alles zu unternehmen, damit solche 
Vorschläge rasch im Einklang mit dem angemessenen Gesetzgebungsverfahren geprüft werden; unterstreicht 
ferner die Bedeutung der Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, um die korrekte Umsetzung dieser 
Rechtsvorschriften sicherzustellen; 

5. stellt das Engagement der Kommission an dem o. g. Prozess fest, das seinen Ausdruck in einer Reihe 
von Dokumenten findet, insbesondere in den dritten strategischen Überlegungen zur Verbesserung der 
Rechtsetzung in der Europäischen Union sowie in der dazu laufenden Tätigkeit; stellt gleichzeitig fest, 
dass das Programm einem größeren Kreis unbekannt ist, und fordert die Kommission auf, wirksamer für 
es zu werben; 

6. stimmt den unter den Ziffern 3 und 15 der Schlussfolgerungen des Rates vom 4. Dezember 2009 
enthaltenen Formulierungen zu, die die gemeinsame Verantwortung für die Verbesserung des ordnungs­
politischen Umfelds sowie die Verstärkung dieser Verantwortung bei allen an diesem Prozess beteiligten 
Institutionen und Personen betreffen; 

7. stellt die Beteiligung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen an der 
Diskussion über die Verbesserung des ordnungspolitischen Umfelds und die Verringerung der Verwaltungs­
lasten fest und rechnet mit einer fruchtbaren Zusammenarbeit auf diesem Gebiet;
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8. bemerkt, dass eine Verbesserung der interinstitutionellen Zusammenarbeit in dieser weitreichenden 
Materie eine Revision der Vereinbarung über die bessere Rechtsetzung von 2003 erfordert; weist auf die für 
diese Frage wichtigen Punkte der Entschließung vom 9. Februar 2010 zur Rahmenvereinbarung über die 
Beziehungen zwischen dem Parlament und der Kommission hin, insbesondere auf die gemeinsame Ver­
pflichtung der beiden Organe, sich im Hinblick auf künftige Verhandlungen mit dem Ministerrat über eine 
Anpassung der interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung an die neuen Bestimmungen 
des Vertrags von Lissabon auf zentrale Änderungen zu einigen; 

9. drängt darauf, dass die Kommission gemäß der politischen Einigung auf der Grundlage der Entschlie­
ßung des Europäischen Parlaments vom 9. Februar 2010 zu einer revidierten Rahmenvereinbarung zwischen 
dem Europäischen Parlament und der Kommission alle Anstrengungen unternimmt, damit das Parlament 
und der Rat im Rahmen der Gesetzgebung gleichberechtigt behandelt werden und so der im Vertrag von 
Lissabon verankerte Grundsatz der Gleichstellung von Parlament und Rat umgesetzt wird, insbesondere 
indem sie beide Organe gleichzeitig über alle den Gesetzgebungsprozess beeinflussenden Ereignisse und 
Entwicklungen unterrichtet und ihnen gleichberechtigten Zugang zu Sitzungen und die Übermittlung von 
Beiträgen oder anderen Informationen gewährleistet; 

10. unterstreicht, dass der Prozess der Vereinfachung des Rechts nicht zu einer Absenkung der in den 
vorhandenen Rechtsvorschriften enthaltenen Standards führen darf, weshalb Konsultationen mit allen inte­
ressierten Kreisen, einschließlich der Sozialpartner, zwangsläufig Bestandteil dieses Prozesses sein müssen; 

11. begrüßt die stärkere Einbindung der nationalen Parlamente in den europäischen Gesetzgebungspro­
zess, insbesondere in die Kontrolle der Konformität der Gesetzgebungsvorschläge mit dem Subsidiaritäts­
prinzip; unterstreicht die Notwendigkeit der Einhaltung der Acht-Wochen-Frist für die Abgabe der Stellung­
nahmen durch die nationalen Parlamente; 

12. begrüßt die von der Kommission ergriffenen Maßnahmen, um einen effektiven Informationsaus­
tausch zwischen den nationalen Parlamenten und die Unterrichtung des Parlaments und des Rates darüber 
zu gewährleisten; ermutigt die nationalen Parlamente, eine deutliche Unterscheidung zwischen den Stellung­
nahmen, die das Subsidiaritätsprinzip betreffen, und den Stellungnahmen zum Regelungsgehalt von Kom­
missionsvorschlägen vorzunehmen; 

Folgenabschätzung 

13. unterstreicht die grundlegende Zuständigkeit der Kommission zur Durchführung von Folgenabschät­
zungen; fordert die Ausarbeitung von Mechanismen, die die Unabhängigkeit und Glaubwürdigkeit der 
durchgeführten Untersuchungen garantieren; verpflichtet sich gleichzeitig, weiterhin die Folgenabschätzun­
gen hinsichtlich wesentlicher Änderungen, die es an Kommissionsvorschlägen vornimmt, durchzuführen; 

14. fordert die Kommission in diesem Sinne auf, dem Parlament und dem Rat zusammen mit der 
ausführlichen Folgenabschätzung systematisch eine zwei- bis vierseitige Zusammenfassung ihrer Folgen­
abschätzung zu übermitteln, wenn sie den Gesetzgebungsvorschlag vorlegt; 

15. regt alle Ausschüsse des Parlaments an, vor der Erörterung von Gesetzgebungsvorschlägen der 
Kommission eine Aussprache mit der Kommission zu der Folgenabschätzung durchzuführen; 

16. anerkennt aufgrund der bisherigen Erfahrungen die Notwendigkeit einer Revision des Interinstitutio­
nellen gemeinsamen Ansatzes für Folgenabschätzungen und fordert alle Organe auf, ihre Verpflichtungen zu 
Folgenabschätzungen zu erfüllen; verweist auf die Schlussfolgerungen des Arbeitsdokuments der Konferenz 
der Ausschussvorsitzenden zu diesem Thema; unterstützt die Initiativen der Ausschüsse des Parlaments, die 
Kommission aufzufordern, alle Folgenabschätzungen vorzulegen, damit diese von den einschlägigen Aus­
schüssen gleich zu Beginn und noch vor der ersten Aussprache vollständig geprüft werden können; 

17. erinnert die Kommission gleichzeitig daran, dass alle neuen Vorschläge unter umfassender Berück­
sichtigung sämtlicher Folgen eingeschätzt werden müssen, wobei nach einem integrierten Ansatz zu ver­
fahren ist, der eine Analyse der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und umweltpolitischen Auswirkungen 
erfordert;
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18. unterstreicht besonders das Erfordernis einer Analyse der gesellschaftlichen Folgen der Gesetz­
gebungsvorschläge, u. a. deren Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und den Lebensstandard in Europa; 
betont erneut, dass man die Auswirkungen von Rechtsvorschriften auf die Wirtschaft sorgfältig überprüfen 
muss; 

19. regt an, dass die Kommission Folgenabschätzungen für alle Vorschläge vornimmt, die die Verwal­
tungslasten verringern, was eine Analyse eventueller Nebenfolgen dieser Vorschläge ermöglicht; 

20. erinnert daran, dass die Kommission für eine objektive Folgenabschätzung systematisch alle interes­
sierten Kreise, einschließlich kleiner und mittlerer Unternehmen, konsultieren muss; hält verbesserte Infor­
mation der interessierten Kreise über die Möglichkeit der Beteiligung an den Konsultationen für ein unbe­
dingtes Erfordernis und plädiert für eine Verlängerung der bislang auf acht Wochen befristeten Dauer der 
Konsultationen; fordert die Kommission auf, eine verständliche Liste der für das Folgejahr geplanten Folgen­
abschätzungen vorzubereiten und zu veröffentlichen, um den interessierten Kreisen die Vorbereitung darauf 
zu ermöglichen; 

21. ist der Auffassung, dass objektive Folgenabschätzungen ein überaus wichtiges Mittel bei der Bewer­
tung von Vorschlägen der Kommission darstellen, und befürwortet deshalb die Kontrolle der Durchführung 
von Folgenabschätzungen durch eine unabhängige Stelle, die allerdings dem Parlament gegenüber rechen­
schaftspflichtig sein sollte; 

22. unterstreicht, dass die Qualität der Folgenabschätzungen einer ständigen Überwachung unterliegen 
muss; begrüßt die Stellungnahme des Ausschusses für Folgenabschätzung zur allgemeinen Verbesserung 
ihrer Qualität; stellt fest, dass der Ausschuss strengere Bewertungskriterien anlegt; stellt gleichzeitig fest, dass 
der hohe Prozentsatz von Folgenabschätzungen (mehr als 30 %), die anfangs durch den Ausschuss abgelehnt 
wurden, ein Beweis für die Notwendigkeit ist, deren Qualität durch die entsprechenden Abteilungen der 
Kommission weiter zu verbessern; verlangt eine Aufstockung der Personalressourcen, die dem Ausschuss zur 
Verfügung stehen; 

23. begrüßt die neuen Leitlinien der Kommission für die Durchführung von Folgenabschätzungen und 
insbesondere die Einbeziehung eines Fragenkomplexes, der mit den Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit im Zusammenhang steht; hofft, dass die neuen Leitlinien wesentlich zur Optimierung 
der Durchführung von Folgenabschätzungen und damit zu einer Verbesserung der Gesetzgebungsvorschläge 
beitragen werden; 

24. begrüßt insbesondere die Tatsache, dass in den neuen Leitlinien der Kommission für Folgenabschät­
zungen eine Analyse der Auswirkungen kommender Rechtsvorschriften und Verwaltungsinitiativen auf KMU 
(der KMU-Test) vorgesehen ist und dass die Ergebnisse einer solchen Analyse bei der Erarbeitung von 
Vorschlägen berücksichtigt werden sollen; betont, dass die systematische Durchführung des KMU-Tests in 
der Folgenabschätzung der Kommission ein wichtiges Element der Umsetzung des „Small Business Act“ ist 
und damit erheblich zu einem KMU-freundlichen Regelungsumfeld beiträgt; fordert die Mitgliedstaaten auf, 
den KMU-Test auf nationaler Ebene durchzuführen; 

25. fordert die Kommission auf, die Agenda „smart regulation“, die in den politischen Leitlinien von 
Kommissionspräsident Barroso dargelegt ist, insbesondere in Bezug auf die zu verstärkenden Anstrengungen 
im Bereich der ex-post-Bewertung zu präzisieren und in diese Agenda auch quantitative Indikatoren auf­
zunehmen, insbesondere solche, die im Zusammenhang mit der beabsichtigten Verringerung des bürokra­
tischen Aufwands stehen; 

26. fordert die Kommission auf, systematisch ex-post-Bewertungen von angenommenen Rechtsvorschrif­
ten vorzunehmen, um unter anderem – soweit dies möglich ist – zu überprüfen, ob die jeweiligen Folgen­
abschätzungen zutreffend waren; 

27. nimmt die vom Rechnungshof eingeleitete Evaluierung des Konzepts der Folgenabschätzung zur 
Kenntnis und erwartet mit Interesse ihre Ergebnisse; 

Verringerung der Verwaltungslasten 

28. unterstreicht die Bedeutung einer Verringerung der Kosten von in der Europäischen Union tätigen 
Unternehmen, um ihnen zu ermöglichen, unter schwierigen wirtschaftlichen Bedingungen effektiv zu funk­
tionieren und weltweit wettbewerbsfähig zu sein; betont, dass die Verfahren der öffentlichen Verwaltung 
gestrafft werden müssen; betont, dass man sich bei der Verringerung der Verwaltungslasten auf unnötige 
Informationspflichten konzentrieren muss, und unterstützt daher uneingeschränkt den „nur einmal“-Grund­
satz, der im Small Business Act verankert ist; betont, dass sich eine Verringerung der Verwaltungslasten für 
die Unternehmen nicht negativ auf Gesellschaft oder Umwelt auswirken darf;
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29. begrüßt die Ergebnisse der bisherigen Arbeit der Kommission bei der Erarbeitung von Vorschlägen, 
die nach ihrer Annahme eine Verringerung der Verwaltungslasten um sogar 33 % bis 2012 ermöglichen, 
was eine Verbesserung gegenüber der früheren Zusage zur Verringerung um 25 % darstellt; stellt fest, dass 
die dadurch zu erzielenden Einsparungen über 40 Mrd. EUR betragen könnten ( 1 ); 

30. verweist insbesondere auf den Fortschritt bei den Arbeiten an den Vorschlägen der Kommission, die 
das größte Einsparungspotenzial bieten (z. B. die Ausnahme der Kleinstunternehmen von den Anforderun­
gen der Union an die Rechnungslegung sowie die Änderung der Mehrwertsteuerrichtlinie, die die elektro­
nische Rechnungsstellung erleichtern soll); fordert die Mitgliedstaaten auf, konstruktiv im Rat zusammen­
zuarbeiten und für eine wirksame Umsetzung angenommener Rechtsvorschriften in das nationale Recht zu 
sorgen; 

31. stellt fest, dass sich das Referenzprogramm für die Messung von Verwaltungslasten als eine nützliche 
aber kostspielige Methode erwiesen hat; ermutigt die Kommission, alternative Methoden für die Messung 
von Verwaltungslasten, wie z. B. die Konsultation interessierter Kreise, in Betracht zu ziehen, was in Einzel­
fällen eine schnelle Beseitigung von Lasten ermöglichen würde; 

32. betont, dass das Standard-Kostenmodell für die Messung von Verwaltungslasten nicht unabhängig 
bewertet wurde; 

33. vermerkt gleichzeitig eine verhältnismäßig geringe Anzahl von Vorschlägen (148 im Jahr 2008), die 
online auf einer speziellen Website unterbreitet wurden; ist der Auffassung, dass die Kommission die 
Tatsache publik machen sollte, dass diejenigen, die von übermäßigen Verwaltungskosten als Folge von 
europäischen oder nationalen Rechtsvorschriften betroffen sind, hierauf aufmerksam machen können; 

34. teilt die Meinung der Kommission, dass die elektronischen Kommunikationsmittel ein ausgezeichne­
tes Instrument sind, um die Verwaltungslasten zu verringern, und ermutigt sie, die Ideen der Mitteilung e- 
Kommission 2006-2010 sowie der Strategie i2010, die die Modernisierung der europäischen Verwaltung 
zum Ziel hat, zu verwirklichen; 

35. fordert die Kommission nachdrücklich auf, weiterhin die Maßnahmen der Pläne für die einzelnen 
Bereiche zur Verringerung der Verwaltungslasten umzusetzen; verpflichtet sich zu einer effektiven Prüfung 
der entsprechenden Gesetzgebungsvorschläge; 

36. stellt den positiven Beitrag der Hochrangigen Gruppe unabhängiger Interessenträger im Bereich 
Verwaltungslasten zum Programm der Verringerung dieser Lasten, das von der Kommission durchgeführt 
wird, fest; betont jedoch, dass die Gruppe eine ausgewogenere Zusammensetzung aufweisen sollte und dass 
mehr Experten aus der Zivilgesellschaft und Experten aus anderen Mitgliedstaaten einbezogen werden 
sollten; fordert eine Verlängerung des Mandats einer solchermaßen erweiterten Gruppe bis 2013; 

37. weist darauf hin, dass die Bürger nicht in der Lage sind, Verwaltungslasten, die sich aus dem 
europäischen Recht ergeben, von denen zu unterscheiden, die durch einzelstaatliches Recht auferlegt werden, 
sowie dass die nationalen Verwaltungslasten zu einem negativen Image der Europäischen Union beitragen; 

38. weist darauf hin, dass das Programm zur Verringerung der Verwaltungslasten nur erfolgreich sein 
kann, wenn die Kommission und die Mitgliedstaaten aktiv zusammenarbeiten, um unterschiedliche Aus­
legungen und das sog. „gold-plating“ von Rechtsvorschriften zu vermeiden; 

39. fordert die Mitgliedstaaten auf, konsequent darauf hinzuarbeiten, dass sie ihre eigenen nationalen 
Ziele bei der Verringerung der Verwaltungslasten erreichen, und hofft auf eine fruchtbare Zusammenarbeit 
mit den nationalen Parlamenten in diesem Bereich; 

40. legt der Kommission nahe, das Aktionsprogramm zur Verringerung der Verwaltungslasten in der EU 
auf der Grundlage einer Konsultation aller betroffener Beteiligter, einschließlich der Sozialpartner, und der 
ex-post-Bewertung bestehender Rechtsvorschriften auf neue vorrangige Bereiche und andere Rechtsakte 
auszudehnen; fordert die Kommission auf, dieses Aktionsprogramm über 2012 hinaus fortzusetzen;
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Institutionelle und verfahrenstechnische Bemerkungen 

41. begrüßt die bisherigen Bemühungen der Kommission um die Ermittlung und Erarbeitung von Vor­
schlägen zur Vereinfachung und Kodifizierung des europäischen Rechts; erinnert gleichzeitig an die Not­
wendigkeit einer guten interinstitutionellen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet, insbesondere wenn die 
Kommission Gesetzgebungsvorschläge zurückzieht, die nicht als wesentlich gelten; 

42. fordert die Kommission auf, die Kodifizierung von Rechtsakten fortzusetzen und den für 2009 
angekündigten Bericht, in dem im Einzelnen die Ergebnisse des Kodifizierungsprogramms als Ganzes be­
schrieben werden, vorzulegen ( 1 ); 

43. unterstreicht, dass bei Gesetzesänderungen stets die Technik der Neufassung benutzt werden sollte; 
anerkennt und respektiert zugleich die Rechte der Kommission im Gesetzgebungsprozess; 

44. betont, dass die anderen Initiativen zur Rechtsvereinfachung dem ordentlichen Gesetzgebungsver­
fahren und den dafür geltenden Fristen unterliegen; versichert, dass es alle Anstrengungen unternimmt, um 
die Vorschläge der Kommission so rasch wie möglich zu prüfen; 

45. betont, dass es nach dem AEUV ( 2 ) dem Parlament und dem Rat ausdrücklich verboten ist, Rechts­
akte anzunehmen, die gemäß den Vertragsbestimmungen für den betreffenden Bereich nicht vorgesehen 
sind; 

46. warnt vor dem Verzicht auf notwendige Rechtsvorschriften zu Gunsten von Selbstregulierung, Ko­
regulierung oder jeglicher anderer Maßnahmen nichtlegislativer Art; ist der Ansicht, dass in jedem Einzelfall 
sorgfältig die Konsequenzen einer derartigen Entscheidung unter Beachtung des Rechts der Verträge und der 
Rolle der einzelnen Institutionen geprüft werden müssen; 

47. betont gleichzeitig, dass die Instrumente des „soft law“ mit der größten Vorsicht und auf einer 
gebührend gerechtfertigten Grundlage ohne Schaden für die Rechtssicherheit und die Verständlichkeit des 
geltenden Rechts und nach Anhörung des Parlaments – wie in dessen Entschließung zu einer revidierten 
Rahmenvereinbarung betont wurde – angewendet werden sollten; 

48. nimmt mit Befriedigung den gestrafften Austausch von Informationen und Dokumenten im Zusam­
menhang mit Durchführungsrechtsakten (Komitologie), insbesondere die Funktionsweise des neuen Rege­
lungsverfahrens mit Kontrolle, zur Kenntnis; hofft, dass sich der Übergang zu dem neuen durch den 
Lissabon-Vertrag eingeführten System reibungslos und ohne unnötige Verzögerungen vollziehen wird; 

49. weist darüber hinaus auf eine Reihe von mit dem Lissabon-Vertrag eingeführten institutionellen 
Änderungen hin, die Auswirkungen auf die Gesetzgebung in der Europäischen Union haben werden; unter­
streicht besonders die Bedeutung der europäischen Bürgerinitiative, die das Potential hat, ein zentrales 
Element der öffentlichen Debatte in Europa zu werden, und begrüßt den diesbezüglichen Vorschlag der 
Kommission für eine Verordnung; betont die Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit zwischen Par­
lament und Kommission zur Schaffung eines wirkungsvollen, verständlichen Instruments mit klaren Zu­
lässigkeitskriterien, das im Einklang mit den bewährten Verfahrensweisen des EU-Gesetzgebungsprozesses 
steht; 

50. unterstützt den Vorschlag der Kommission, die Zulässigkeit einer vorgeschlagenen Bürgerinitiative ex- 
ante schon dann zu prüfen, wenn für diese ein Drittel der erforderlichen Unterstützungsbekundungen 
vorliegen, wodurch die Enttäuschung der Bürgerinnen und Bürger für den Fall vermieden werden kann, 
dass die betreffende Initiative für unzulässig erklärt wird; 

51. fordert die Kommission auf, nicht nur ihre Frist für die Prüfung einer offiziell vorgelegten Initiative 
festzulegen, sondern auch die Frist, innerhalb derer sie einen Gesetzgebungsvorschlag unterbreiten wird, falls 
die Initiative zulässig ist;

DE C 308 E/72 Amtsblatt der Europäischen Union 20.10.2011 

( 1 ) Siehe Abschnitt 5 des Dritten Fortschrittsbericht über die Strategie zur Vereinfachung des ordnungspolitischen Um­
felds (KOM(2009)0017). 

( 2 ) Artikel 296 Absatz 3 AEUV. 

Donnerstag, 9. September 2010



52. fordert die Kommission nachdrücklich auf, eine Zusage hinsichtlich der Fristen zu machen, innerhalb 
derer sie Aufforderungen des Parlaments gemäß Artikel 225 AEUV entsprechen wird; dabei ist die Zusage 
nach der Rahmenvereinbarung speziell zu erwähnen, binnen drei Monaten nach der Annahme eines legis­
lativen Initiativberichts einen Bericht über die Weiterbehandlung aller Aufforderungen zu Gesetzgebungs­
initiativen zu erstellen und spätestens nach einem Jahr einen Gesetzgebungsvorschlag vorzulegen; 

53. fordert die Kommission vor dem Hintergrund der bisherigen Entschließungen des Parlaments über 
die Überwachung der Anwendung des Unionsrechts auf, ihre Rechte nach den Artikeln 258 und 260 AEUV 
im vollen Umfang zu nutzen, insbesondere im Zusammenhang mit den Fällen, in denen die Mitgliedstaaten 
Maßnahmen zur Umsetzung einer Richtlinie nicht mitteilen; 

54. weist darauf hin, dass Fragen im Zusammenhang mit einer besseren Rechtsetzung unmittelbar mit 
der Überwachung der Durchsetzung von Unionsrecht in Verbindung stehen; 

55. verfolgt aufmerksam die Umsetzung des EU-Pilotprojekts für eine solche Überwachung; ist besorgt, 
da die vorgeschlagene Methode zur Prüfung von Beschwerden dazu führen könnte, dass sich die Kommis­
sion in eine zu große Abhängigkeit von den Mitgliedstaaten begibt; 

* 

* * 

56. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und den nationalen 
Parlamenten zu übermitteln. 

Lage der Roma in Europa 

P7_TA(2010)0312 

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. September 2010 zur Lage der Roma und zur 
Freizügigkeit in der Europäischen Union 

(2011/C 308 E/12) 

Das Europäische Parlament, 

— unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere die Artikel 1, 8, 
20, 21, 19, 24, 25, 35 und 45, 

— unter Hinweis auf internationale Menschenrechtsinstrumente, insbesondere das Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
der Diskriminierung der Frau und das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des 
Kindes, 

— unter Hinweis auf die europäischen Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten, insbesondere die Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
und die damit verbundene Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, die 
Europäische Sozialcharta und die damit verbundenen Empfehlungen des Europäischen Ausschusses für 
soziale Rechte sowie das Rahmenübereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten, 

— unter Hinweis auf die Artikel 2 und 3 des Vertrags über die Europäische Union, in denen die Grund­
rechte und Grundprinzipien der Europäischen Union verankert sind, einschließlich der Grundsätze der 
Nichtdiskriminierung und der Freizügigkeit, 

— unter Hinweis auf die Artikel 8, 9, 10, 16, 18, 19, 20, 21, 151, 153 und 157 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union,
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